
GKV-Reform. Das neue GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz, das derzeit mitten im 
parlamentarischen Verfahren steckt, ist für die Zahnärzteschaft mehr als nur ein Au� eger. 
Denn die Details der umfangreichen Reform, die nicht auf großer politischer Bühne 
diskutiert werden, gehen an die Substanz. Der Freie Verband Deutscher Zahnärzte 
(FVDZ) reagiert – nicht mit großem Protest, sondern mit wohlplatzierten politischen 
Nadelstichen. 
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Für die Zahnärztinnen und Zahnärzte geht es vor 
allem um drei Dinge in der GKV-Reform: 
• den Fachzahnarztvorbehalt in der KFO
• die Anbindung des Vergütungsanstiegs an die 

Grundlohnsumme (minus 1 Prozentpunkt 2027 
bis 2029)

• die Absenkung des Bonus auf den GKV-Fest-
zuschuss für Prothetik

Die Schnelligkeit des Gesetzes ging jedoch eindeutig
auf Kosten der Gründlichkeit – denn nur so ist es zu 
erklären, dass in das Gesetz ein Fachzahnarztvorbehalt 
für kieferorthopädische Leistungen Eingang gefunden 
hat, der kaum Einsparungen für die GKV bringt, dafür 
aber Hunderte Zahnärzte an den Rand ihrer Existenz – 
was die anderen Punkte im neuen Gesetz etwas ins Hin-
tertre� en geraten lässt. 

Unverhältnismäßig und existenzbedrohend

Der FVDZ hält diesen Fachzahnarztvorbehalt für einen 
unverhältnismäßigen Eingri�  des Gesetzgebers in die 
Berufsfreiheit der Zahnärztinnen und Zahnärzte, die 
qua Approbation die Befugnis haben, ihre Patientinnen 
und Patienten kieferorthopädisch zu behandeln. Da der 
Zugang zur Fachzahnarzt-Weiterbildung sehr schwierig 
ist, haben viele kieferorthopädisch tätige Zahnärzte in-
zwischen einen Master of Science (M.Sc.) KFO als Zusatz-
quali� kation erlangt. Viele von ihnen haben ihre Praxen 
auf die KFO-Behandlung von Kindern und Jugendlichen 
ausgelegt. „Für diese Kolleginnen und Kollegen geht es 
um die Existenz“, stellt der FVDZ-Bundesvorsitzende 
Dr. Christian Öttl fest. Doch von dieser existenziellen 
Frage einzelner abgesehen, geht es mit diesem Passus 
des Gesetzes für den FVDZ noch um eine viel substan-
ziellere Frage: Wie kann es möglich sein, dass politisch 
überhaupt in dieses Freiheitsrecht der Berufsausübung 
eingegri� en wird? Immerhin sind 90 Prozent der Pa-
tientinnen und Patienten GKV-versichert. Wenn diese 
nicht mehr behandelt werden dürfen, kommt dies – so 
die Au� assung des Verbandes – einem Berufsverbot 
gleich. „Und noch eines ist klar“, sagt Öttl, „wenn wir 
jetzt zulassen, dass nur noch Fachzahnärzte KFO-
Leistungen erbringen dürfen, dann wird Tür und Tor für 
eine weitere Zersplitterung des Berufsstands geö� net. 
Jetzt ist es die KFO, als Nächstes könnte es dann so 

kommen, dass nur noch Oralchirurgen Zähne ziehen 
dürfen, und was der Politik sonst noch so einfällt“, so 
Öttls Überlegungen. 

Gespräche und Bündnisse

Der FVDZ setzt deshalb, seitdem der erste Referenten-
entwurf des Gesetzes erschienen ist, alles daran, dass in 
der Politik verstanden wird, was für die Zahnärztinnen und 
Zahnärzte auf dem Spiel steht. Am Zuge sind derzeit die 
Parlamentarier, die sensibilisiert werden müssen, dass es 
keine Kleinigkeit ist, wenn kieferorthopädisch tätigen Zahn-
ärzten ihre Arbeitsgrundlage weggenommen wird, dass auf 
KFO ausgerichtete Praxen, in die gerade investiert wurde, 
schließen müssen und dass 920.000 Kinder und Jugend-
liche ohne KFO-Versorgung da stünden, wenn das Gesetz
so käme, wie es jetzt im Kabinett verabschiedet wurde. 

Auf Bundesebene hat der FVDZ zahlreiche Gespräche 
mit Politikerinnen und Politikern geführt. Noch vor dem 
Kabinettsbeschluss wurde auch die Bundesregierung mit 
einem o� enen Brief angeschrieben. In einem Bündnis mit 
anderen zahnärztlichen Organisationen und auch der 
Gesellschaft für M.Sc. KFO hat sich der Verband dann 
direkt an die Gesundheitspolitiker gewandt oder ist bei 
diversen Veranstaltungen mit Ihnen ins Gespräch gekom-
men. Auf kommunaler oder Landesebene wurden Poli-
tiker zu Praxisbesuchen eingeladen, sodass sie sich ein 
Bild vor Ort machen konnten. Die Signale aus der Politik 
sind durchweg positiv: „Wir haben verstanden.“ Ob die-
ses Verstehen letztlich zu einem mehrheitsfähigen Än-
derungsantrag im Verfahren wird, bleibt abzuwarten. 

Wohlplatzierte Nadelstiche
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